
D
ie Behörde war ein Phantom: Dass die »Haupt-
stelle für Befragungswesen« (HBW) existierte, 
war eigentlich das Einzige, was über sie bekannt 
war. Sogar Abgeordneten im Bundestag teilte die 

Regierung nicht viel mehr mit. Sie soll eine Außenstelle des 
Bundesnachrichtendienstes (BND) sein, hieß es in Berichten. 
Eine offizielle Bestätigung gab es nie. Dafür einige Hinweise.

Fast 60 Jahre lang befragten die Spione der konspirativen 
Unterabteilung Flüchtlinge in der BRD, um so mehr über die 
Herkunftsländer zu erfahren. Im Jahr 2009 recherchierten 
wir erstmals über Männer in schwarzen Anzügen, die Ira-
ker kurz nach deren Ankunft in Deutschland in den Erst-
aufnahmeeinrichtungen besuchten und konkrete Details zu 
Waffenfabriken, Palästen von Saddam Hussein oder Check-
points wissen wollten. Pentagon-Mitarbeiter bestätigten, dass 
diese HBW-Informationen an die Amerikaner weitergegeben 
wurden und in die Zielerfassung im Irakkrieg einflossen. 
Die Bundesregierung konnte uns damals aus Gründen des 
»Staatswohls« leider »inhaltlich nicht weiterhelfen«. Auch 
der BND verleugnete die HBW: Die Hauptstelle sei »kein Be-
standteil des Bundesnachrichtendienstes«.

Jetzt, vier Jahre später, fanden wir neue Beweise. Soma-
lische Asylbewerber berichteten uns von stundenlangen 
Verhören, und Asylanwälte und Dolmetscher bestätigten: 
Kooperative Einwanderer wurden bevorzugt in Deutschland 
anerkannt. Der BND suchte über seine Webseite Somali-Über-
setzer, die Bewerbung sollte »diskret« behandelt werden.

wortreiches schweiGen
Gerne hätten wir darüber mit Mitarbeitern der Hauptstelle 
für Befragungswesen gesprochen. Doch bei einem Besuch in 
deren Zentrale in Berlin drängte uns ein muskulöser Mitar-
beiter zurück in den Fahrstuhl. Journalisten unerwünscht. 
Auch das Bundeskanzleramt hüllte sich in wortreiches 
Schweigen: Durch »detaillierte Beantwortung der Fragen 
würden Einzelheiten zur Methodik bekannt, die die weitere 

Arbeitsfähigkeit und Aufgabenerfüllung gefährden würden«. 
Der BND teilte wieder knapp mit, die Hauptstelle sei »kein 
Bestandteil« des deutschen Auslandsgeheimdienstes. 

Einige Tage später berichteten die Süddeutsche Zeitung 
und der NDR über die »Hauptstelle Horch«, die Kooperati-
on der HBW mit britischen und amerikanischen Diensten 
und darüber, wie die Informationen aus Deutschland US-
Drohnen zu ihren Zielen führen konnten. Nun stellten auch 
andere Journalisten Fragen – und bekamen eine überra-
schend offene Antwort: Die Hauptstelle sei »organisatorisch 
dem Bundesnachrichtendienst zugeordnet«, berichtete ein 
Sprecher des Innenministeriums. Was der BND jahrelang 
verneint hatte, bejahte plötzlich das Innenministerium. Auf 
Nachfrage erklärte das Bundeskanzleramt, es habe »zwi-
schenzeitlich eine neue Einschätzung« gegeben.

Ende November gab die Bundesregierung die Auflösung 
der Hauptstelle bekannt – zufälligerweise genau zwei Wo-
chen nach unseren Berichten. Nicht jedoch, weil der BND 
über sie Material für fragwürdigste Einsätze zur Verfügung 
stellt, sondern weil die HBW schon »seit längerem einer Effi-
zienzkontrolle unterzogen« werde. Nach fast 60 Jahren ver-
kündete sie offiziell, dass die Abteilung geschlossen wird. 

Jahrelang versteckte der BND in einer Villa in Berlin-Wilmersdorf eine 
geheime Abteilung: Die Spione befragten Asylbewerber und gaben dann ihr Wissen 

an die USA weiter. Bis die Rechercheure ihnen auf die Schliche kamen.

»haUptStEllE hORCh«
von Christian Fuchs und Frederik Obermaier

Christian Fuchs ist recherchierender Reporter und 
Buchautor (»Die Zelle«, »Geheimer Krieg«).
Frederik Obermaier arbeitet für das Investigativ-Ressort 
der Süddeutschen Zeitung.

E
s war eine einzelne Zeile im schier endlosen Daten-
strom. Ein Auftrag, den wir eigentlich gar nicht 
gesucht hatten. Auf einmal sahen wir: »Procure-
ment Identifier: FA945107C0196; Contracting Office 

Agency Name: Dept. of the Air Force; Vendor Name: Uni-
versity Stuttgart, Product/Service Code AC53; Description: 
Weapons (Advanced)«. Dazu eine paar weitere komplizierte 
Zeichenketten und am Ende ein Betrag: 38.000 US-Dollar.

Übersetzt steht dort, dass die Universität Stuttgart Waf-
fenforschung für die Luftwaffe der USA betrieben hat. Für 
uns war diese Zeile der Anlass, bei zahlreichen deutschen 
Hochschulen anzuklopfen, weitere Datenberge zu durch-
forsten und letztlich eine Debatte um militärische Gelder im 
deutschen Forschungsbetrieb zu entfachen.

Unser Projekt »Geheimer Krieg« lebte stets von klassischer 
Recherche: rausgehen, mit den Menschen vor Ort sprechen, 
Kontakte pflegen, hier und da etwas gesteckt bekommen. 
Ohne diese Art der journalistischen Arbeit hätte es den Film 
nicht gegeben, und auch die Beiträge in der Süddeutschen 
Zeitung und auf der Website www.geheimerkrieg.de wären 
nicht erschienen.

Gleichzeitig haben wir aber versucht, unsere Thesen sys-
tematisch mit Daten zu belegen und aus den Daten neue An-
sätze zu gewinnen – wie im genannten Beispiel. Dabei half 
uns eine amerikanische Attitüde: In den USA ist es selbst-
verständlich, dass die Regierung sich gegenüber dem Bürger 

(insbesondere dem Steuerzahler) rechtfertigt. Und das heißt 
vor allen Dingen: Ausgaben erklärt. Im Jahr 1966 haben die 
USA den sogenannten »Freedom of Information Act« verab-
schiedet, schon 20 Jahre zuvor den »Administrative Proce-

dure Act« – zwei von einer ganzen Reihe von Gesetzen, die 
US-Bürgern und zum Teil auch Ausländern direkten Zugriff 
auf Informationen und Daten im Besitz des Staates geben und 
somit eine transparentere Demokratie ermöglichen sollen.

Ein Weg, sich über die Staatsausgaben zu informieren, 
ist die Datenbank des »Federal Procurement Data System«, 
kurz FPDS. Hinter dem kryptischen Namen verbirgt sich eine 
Sammelstelle für Aufträge aus öffentlicher Hand – fast jeder 
Dollar, den die US-Regierung bezahlt, findet sich hier wie-
der. Abgesehen von einigen Ausnahmen, wie Kleinaufträgen 
unter 3.000 US-Dollar oder als geheim eingestufte Verträge, 
findet sich hier ein Eintrag für alles, was die US-Regierung 
sich und ihrem Land leistet. Wir interessierten uns natur-
gemäß vor allem für Deutschland. Und schnell wurde klar: 

Mit den Daten aus FPDS lässt sich ein 
detailliertes Bild der US-Staatsausgaben 
in unserem Land zeichnen, der größte 
Teil davon Ausgaben von Militär und 
Sicherheitseinrichtungen.

Mit Hilfe der Programmierer von 
der Berliner Firma OpenDataCity konn-
ten wir die Datenbank des FPDS für 
unsere Zwecke »scrapen«, also eine lo-
kale Kopie erzeugen. Dazu haben wir 

Verräterische Klimaanlagen, zweideutige Stellenanzeigen, 
millionenschwere Bauaufträge: Wer richtig sucht, findet auch 

in Hunderttausenden von Daten eine Geschichte.

DiE StORy iM DatENhaUFEN
von Jan Lukas Strozyk

Datenbanken belegen, 
in welchem Umfang das 
US-Militär die logistik für 
Drohneneinsätze aufbaut.

 Mit der Datenbank FPDS lässt sich 
 ein detailliertes Bild der US-Staatsausgaben 

 in unserem Land zeichnen. 
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